
ALLGEMEINE LIEFERBEDINGUNGEN  
der RFB Tönisvorst GmbH und der RFB Kaarst GmbH (Stand: 01/2016) 

 

1. Allgemeines und Geltungsbereich 
1.1 Diese Allgemeinen Lieferbedingungen (nachfolgend „ALB“) kom-
men zur Verwendung gegenüber Unternehmern (§ 14 BGB), juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich - rechtlichen 
Sondervermögen. Die ALB gelten insbesondere für Verträge über den 
Verkauf und/oder die Lieferung beweglicher Sachen, insbesondere 
von uns im Recyclingverfahren hergestellte Sand-, Kies- und Mineral-
gemische (im Folgenden auch: „Ware“), ohne Rücksicht darauf, ob 
wir die Ware selbst herstellen oder bei Zulieferern einkaufen (§§ 433, 
651 BGB). Die ALB gelten in ihrer jeweiligen Fassung als Rahmen-
vereinbarung auch für künftige Verträge über den Verkauf und/oder 
die Lieferung beweglicher Sachen mit demselben Auftraggeber, ohne 
dass wir in jedem Einzelfall wieder auf sie hinweisen müssten; über 
Änderungen unserer ALB werden wir den Auftraggeber in diesem Fall 
unverzüglich informieren. Unsere ALB gelten ausschließlich. Abwei-
chende, entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine Geschäfts-
bedingungen des Auftraggebers werden nur dann und insoweit Ver-
tragsbestandteil, als wir ihrer Geltung ausdrücklich zugestimmt ha-
ben. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall, beispielsweise 
auch dann, wenn wir in Kenntnis der Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen des Auftraggebers die Lieferung an ihn vorbehaltlos ausfüh-
ren.  
1.2 Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem 
Auftraggeber (einschließlich Nebenabreden, Ergänzungen und Ände-
rungen) haben in jedem Fall Vorrang vor diesen ALB. Für den Inhalt 
derartiger Vereinbarungen ist ein schriftlicher Vertrag bzw. unsere 
schriftliche Bestätigung maßgebend. 
1.3 Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen, die nach Vertrags-
schluss vom Auftraggeber uns gegenüber abzugeben sind (z.B. 
Fristsetzungen, Mängelanzeigen, Erklärung von Rücktritt oder Minde-
rung), bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. 
1.4 Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur 
klarstellende Bedeutung. Auch ohne eine derartige Klarstellung gelten 
daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in diesen ALB nicht 
unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen werden. 

2. Vertragsschluss 
2.1 Unsere Angebote sind stets freibleibend und unverbindlich. Dies 
gilt auch, wenn wir dem Auftraggeber Dokumentationen, sonstige 
Produktbeschreibungen oder Unterlagen – auch in elektronischer 
Form – überlassen haben, an denen wir uns Eigentums- und Urhe-
berrechte vorbehalten.  
2.2 Die Bestellung der Ware durch den Auftraggeber gilt als verbindli-
ches Vertragsangebot. Sofern sich aus der Bestellung nichts anderes 
ergibt, sind wir berechtigt, dieses Vertragsangebot innerhalb von 2 
Wochen nach seinem Zugang bei uns anzunehmen. 
2.3 Die Annahme kann entweder schriftlich (z.B. durch Auftragsbestä-
tigung) oder durch Auslieferung der Ware an den Auftraggeber erklärt 
werden.  

3. Lieferfristen und -termine, Teillieferungen 
3.1 Die Lieferfrist wird im Einzelfall vereinbart bzw. von uns bei An-
nahme der Bestellung angegeben.  
3.2 Sofern wir verbindliche Lieferfristen aus Gründen, die wir nicht zu 
vertreten haben, nicht einhalten können (Nichtverfügbarkeit der Leis-
tung), werden wir den Auftraggeber hierüber unverzüglich informieren 
und gleichzeitig die voraussichtliche, neue Lieferfrist mitteilen. Ist die 
Leistung auch innerhalb der neuen Lieferfrist nicht verfügbar, sind wir 
berechtigt, ganz oder teilweise vom Vertrag zurückzutreten; eine 
bereits erbrachte Gegenleistung des Auftraggebers werden wir un-
verzüglich erstatten. Als Fälle der Nichtverfügbarkeit der Leistung in 
diesem Sinne gelten insbesondere die nicht rechtzeitige Selbstbelie-
ferung durch unseren Zulieferer, wenn wir ein kongruentes De-
ckungsgeschäft abgeschlossen haben, weder uns noch unseren 
Zulieferer ein Verschulden trifft oder wir im Einzelfall zur Beschaffung 
nicht verpflichtet sind, sowie solche Umstände, die wir mit der nach 
den Umständen des Falles zumutbaren Sorgfalt nicht abwenden und 
bei Vertragsschluss nicht voraussehen können, z.B. Krieg, währungs- 
und handelspolitische oder sonstige hoheitliche Maßnahmen, innere 
Unruhen, terroristische Anschläge, Naturgewalten, Feuer, Streiks, 
Aussperrungen, unverschuldete Nichtbelieferung mit Vormaterial, 
Verkehrs- und Betriebsstörungen und sonstigen Fälle höherer Ge-
walt.  
3.3 Der Eintritt unseres Lieferverzugs bestimmt sich nach den gesetz-
lichen Vorschriften. In jedem Fall ist aber eine Mahnung durch den 
Auftraggeber erforderlich.  
3.4 Teillieferungen sind zulässig, wenn die Teillieferung für den Auf-
traggeber im Rahmen des vertraglichen Bestimmungszwecks ver-

wendbar ist, die Lieferung der restlichen bestellten Ware sicherge-
stellt ist und dem Auftraggeber hierdurch kein erheblicher Mehrauf-
wand oder zusätzliche Kosten entstehen, es sei denn, wir erklären 
uns zur Übernahme dieser Kosten bereit. 

4. Preise und Zahlungsbedingungen 
4.1 Soweit nichts anderes vereinbart ist, gelten unsere jeweils zum 
Zeitpunkt des Vertragsschlusses aktuellen Preise, und zwar ein-
schließlich Verladung ab Werk oder Lager. Alle sonstigen Kosten, wie 
z.B. Verpackung, Fracht, Zölle, Montage, Versicherungsprämien etc. 
sowie die gesetzliche Mehrwertsteuer werden zusätzlich berechnet. 
4.2 Mangels anderslautender schriftlicher Vereinbarung ist Zahlung 
binnen 21 Tagen nach Rechnungsdatum und Lieferung der Ware 
ohne Abzug fällig und zu leisten.  
4.3 Mit Ablauf vorstehender Zahlungsfrist kommt der Auftraggeber in 
Verzug. Der Kaufpreis ist während des Verzugs zum jeweils gelten-
den gesetzlichen Verzugszinssatz zu verzinsen. Wir behalten uns die 
Geltendmachung eines weitergehenden Verzugsschadens vor. Ge-
genüber Kaufleuten bleibt unser Anspruch auf den kaufmännischen 
Fälligkeitszins (§ 353 HGB) unberührt. 
4.4 Falls nach Vertragsschluss erkennbar wird, dass sich die Vermö-
gensverhältnisse des Auftraggebers wesentlich verschlechtern (z.B. 
durch Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens) und hierdurch 
unser Anspruch auf die Gegenleistung gefährdet wird, sind wir nach 
den gesetzlichen Vorschriften zur Leistungsverweigerung und zum 
Rücktritt vom Vertrag berechtigt (§ 321 BGB).  
4.5 Dem Auftraggeber stehen Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungs-
rechte nur insoweit zu, als sein Anspruch rechtskräftig festgestellt 
oder unbestritten ist. 

5. Versand- und Gefahrenübergang, Transport- und Verpa-
ckungsbestimmungen 
5.1 Die Lieferung erfolgt ab Lager, wo auch der Erfüllungsort ist. Auf 
Verlangen und Kosten des Auftraggebers wird die Ware an einen 
anderen Bestimmungsort versandt (Versendungskauf). Soweit nicht 
etwas anderes vereinbart ist, sind wir berechtigt, die Art der Versen-
dung (insbesondere Transportunternehmen, Versandweg, Verpa-
ckung) selbst zu bestimmen.  
5.2 Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Ver-
schlechterung der Ware geht spätestens mit der Übergabe auf den 
Auftraggeber über. Beim Versendungskauf geht jedoch die Gefahr 
des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der 
Ware sowie die Verzögerungsgefahr bereits mit Auslieferung der 
Ware an den Spediteur, den Frachtführer oder der sonst zur Ausfüh-
rung der Versendung bestimmten Person oder Anstalt über. Der 
Übergabe steht es gleich, wenn der Auftraggeber im Verzug der 
Annahme ist. 
5.3 Kommt der Auftraggeber in Annahmeverzug, unterlässt er eine 
Mitwirkungshandlung oder verzögert sich unsere Lieferung aus ande-
ren, vom Auftraggeber zu vertretenden Gründen, so sind wir berech-
tigt, Ersatz des hieraus entstehenden Schadens einschließlich Mehr-
aufwendungen (z.B. Lagerkosten) zu verlangen. Hierfür berechnen 
wir eine pauschale Entschädigung in Höhe von 0,1 % des Wertes der 
nicht abgenommenen Ware pro Kalendertag, maximal jedoch 5 %, 
beginnend mit der Lieferfrist bzw. – mangels einer Lieferfrist – mit der 
Mitteilung der Versandbereitschaft der Ware. Der Nachweis eines 
höheren Schadens und unsere gesetzlichen Ansprüche (insbesonde-
re Ersatz von Mehraufwendungen, angemessene Entschädigung, 
Rücktritt) bleiben unberührt; die Pauschale ist aber auf weitergehende 
Geldansprüche anzurechnen. Dem Auftraggeber bleibt der Nachweis 
gestattet, dass uns überhaupt kein oder nur ein wesentlich geringerer 
Schaden als vorstehende Pauschale entstanden ist. 

6. Eigentumsvorbehalt  
6.1 Bis zur vollständigen Bezahlung aller unserer gegenwärtigen und 
künftigen Forderungen aus dem Kaufvertrag und einer laufenden 
Geschäftsbeziehung (gesicherte Forderungen) behalten wir uns das 
Eigentum an den verkauften Waren vor. 
6.2 Die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren dürfen vor voll-
ständiger Bezahlung der gesicherten Forderungen weder an Dritte 
verpfändet, noch zur Sicherheit übereignet werden. Von einer Pfän-
dung oder anderen Beeinträchtigungen der Ware durch Dritte muss 
uns der Auftraggeber unverzüglich schriftlich benachrichtigen. 
6.3 Bei vertragswidrigem Verhalten des Auftraggebers, insbesondere 
bei Nichtzahlung des fälligen Kaufpreises, sind wir berechtigt, nach 
den gesetzlichen Vorschriften vom Vertrag zurückzutreten und die 
Ware auf Grund des Eigentumsvorbehalts und des Rücktritts heraus 
zu verlangen.  
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6.4 Der Auftraggeber ist befugt, die unter Eigentumsvorbehalt ste-
henden Waren im ordnungsgemäßen Geschäftsgang weiter zu ver-
äußern und/oder zu verarbeiten. In diesem Fall gelten ergänzend die 
nachfolgenden Bestimmungen. 
a) Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich auf die durch Verarbeitung, 
Vermischung oder Verbindung unserer Waren entstehenden Erzeug-
nisse zu deren vollem Wert, wobei wir als Hersteller gelten. Bleibt bei 
einer Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung mit Waren Dritter 
deren Eigentumsrecht bestehen, so erwerben wir Miteigentum im 
Verhältnis der Rechnungswerte der verarbeiteten, vermischten oder 
verbundenen Waren. Im Übrigen gilt für das entstehende Erzeugnis 
das Gleiche wie für die unter Eigentumsvorbehalt gelieferte Ware. 
b) Die aus dem Weiterverkauf der Ware oder des Erzeugnisses 
entstehenden Forderungen gegen Dritte tritt der Auftraggeber schon 
jetzt insgesamt bzw. in Höhe unseres etwaigen Miteigentumsanteils 
gemäß vorstehender Ziffer zur Sicherheit an uns ab. Wir nehmen die 
Abtretung an. Die in Ziffer 6.2 genannten Pflichten des Auftraggebers 
gelten auch in Ansehung der abgetretenen Forderungen. 
c) Zur Einziehung der Forderung bleibt der Auftraggeber neben uns 
ermächtigt. Wir verpflichten uns, die Forderung nicht einzuziehen, 
solange der Auftraggeber seinen Zahlungsverpflichtungen uns ge-
genüber nachkommt, nicht in Zahlungsverzug gerät, kein Antrag auf 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt ist und kein sonstiger 
Mangel seiner Leistungsfähigkeit vorliegt. Ist dies aber der Fall, so 
können wir verlangen, dass der Auftraggeber uns die abgetretenen 
Forderungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug 
erforderlichen Angaben macht, die dazugehörigen Unterlagen aus-
händigt und den Schuldnern (Dritten) die Abtretung mitteilt. 
d) Übersteigt der realisierbare Wert der für uns bestehenden Sicher-
heiten unsere Forderungen um insgesamt 10 %, so sind wir auf 
Verlangen des Auftraggebers insoweit zur Freigabe von Sicherheiten 
unserer Wahl verpflichtet. 

7. Mängelrüge und Rechte des Auftraggebers bei Mängeln 
7.1 Für die Rechte des Auftraggebers bei Sach- und Rechtsmängeln 
(einschließlich Falsch- und Minderlieferung) gelten die gesetzlichen 
Vorschriften, soweit im Nachfolgenden nichts anderes bestimmt ist.  
7.2 Die Mängelansprüche des Auftraggebers setzen voraus, dass er 
seinen gesetzlichen Untersuchungs- und Rügepflichten (§§ 377, 381 
HGB) nachgekommen ist. Zeigt sich bei der Untersuchung oder 
später ein Mangel, so ist uns hiervon unverzüglich schriftlich Anzeige 
zu machen. Als unverzüglich gilt die Anzeige, wenn sie innerhalb von 
zwei Wochen erfolgt, wobei zur Fristwahrung die rechtzeitige Absen-
dung der Anzeige genügt. Unabhängig von dieser Untersuchungs- 
und Rügepflicht hat der Auftraggeber offensichtliche Mängel (ein-
schließlich Falsch- und Minderlieferung) innerhalb von zwei Wochen 
ab Lieferung schriftlich anzuzeigen, wobei auch hier zur Fristwahrung 
die rechtzeitige Absendung der Anzeige genügt. Versäumt der Auf-
traggeber die ordnungsgemäße Untersuchung und/oder Mängelan-
zeige, ist unsere Haftung für den nicht angezeigten Mangel ausge-
schlossen. 
7.3 Mängelansprüche des Auftraggebers bestehen auch nicht, wenn 
der Auftraggeber nach Entdeckung eines Mangels die Ware verarbei-
tet oder mit anderen Sachen vermischt oder verbindet, ohne uns 
gemäß Ziffer 7.6 dieser ALB die erforderliche Zeit und Gelegenheit 
zur Nacherfüllung zu geben.  
7.4 Ist die gelieferte Ware mangelhaft, können wir zunächst wählen, 
ob wir Nacherfüllung durch Beseitigung des Mangels (Nachbesse-
rung) oder durch Lieferung einer mangelfreien Sache (Ersatzliefe-
rung) leisten. Unser Recht, die Nacherfüllung unter den gesetzlichen 
Voraussetzungen zu verweigern, bleibt unberührt. 
7.5 Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon abhän-
gig zu machen, dass der Auftraggeber den fälligen Kaufpreis bezahlt. 
Der Auftraggeber ist jedoch berechtigt, einen im Verhältnis zum 
Mangel angemessenen Teil des Kaufpreises zurückzubehalten. 
7.6 Der Auftraggeber hat uns die zur geschuldeten Nacherfüllung 
erforderliche Zeit und Gelegenheit zu geben, insbesondere die bean-
standete Ware zu Prüfungszwecken zu übergeben. Im Falle der 
Ersatzlieferung hat uns der Auftraggeber die mangelhafte Ware nach 
den gesetzlichen Vorschriften zurückzugeben. Die Nacherfüllung 
beinhaltet weder den Ausbau der mangelhaften Sache noch den 
erneuten Einbau, wenn wir ursprünglich nicht zum Einbau verpflichtet 
waren. 
7.7 Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen 
Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Mate-
rialkosten (nicht: Ausbau- und Einbaukosten), tragen wir, wenn tat-
sächlich ein Mangel vorliegt. Stellt sich jedoch ein Mangelbeseiti-
gungsverlangen des Auftraggebers als unberechtigt heraus, können 

wir die hieraus entstandenen Kosten vom Auftraggeber ersetzt ver-
langen. 
7.8 Wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen ist oder eine für die 
Nacherfüllung vom Auftraggeber zu setzende angemessene Frist 
erfolglos abgelaufen oder nach den gesetzlichen Vorschriften ent-
behrlich ist, kann der Auftraggeber vom Vertrag zurücktreten oder 
den Kaufpreis mindern. Bei einem unerheblichen Mangel besteht 
jedoch kein Rücktrittsrecht.  
7.9 Ansprüche des Auftraggebers auf Schadensersatz bzw. Ersatz 
vergeblicher Aufwendungen bestehen nur nach Maßgabe von Ziffer 8 
und sind im Übrigen ausgeschlossen. 

8. Allgemeine Haftungsbegrenzung 
8.1 Soweit sich aus diesen ALB einschließlich der nachfolgenden 
Bestimmungen nichts anderes ergibt, haften wir bei einer Verletzung 
von vertraglichen und außervertraglichen Pflichten nach den ein-
schlägigen gesetzlichen Vorschriften. 
8.2 Auf Schadensersatz haften wir – gleich aus welchem Rechts-
grund – bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahrläs-
sigkeit haften wir nur 
a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit, 
b) für Schäden aus der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht 
(Verpflichtung, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung 
des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der 
Vertragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf); in diesem 
Fall ist unsere Haftung jedoch auf den Ersatz des vorhersehbaren, 
typischerweise eintretenden Schadens begrenzt. 
8.3 Die sich aus Ziffer 8.2 ergebenden Haftungsbeschränkungen 
gelten nicht, soweit wir einen Mangel arglistig verschwiegen oder eine 
Garantie für die Beschaffenheit der Ware übernommen haben. Das 
Gleiche gilt für Ansprüche des Auftraggebers nach dem Produkthaf-
tungsgesetz. 
8.4 Die sich aus Ziffer 8.2 ergebenden Haftungsbeschränkungen 
gelten auch bei Pflichtverletzungen durch bzw. zugunsten von Perso-
nen, deren Verschulden wir nach den gesetzlichen Vorschriften zu 
vertreten haben.  

9. Verjährung 
9.1 Die Verjährungsfrist für sämtliche Ansprüche des Auftraggebers, 
insbesondere auf Grund von Sach- und Rechtsmängeln, beträgt ein 
Jahr ab Ablieferung.  
9.2 Handelt es sich bei der Ware jedoch um ein Bauwerk oder eine 
Sache, die entsprechend ihrer üblichen Verwendungsweise für ein 
Bauwerk verwendet worden ist und dessen Mangelhaftigkeit verur-
sacht hat (Baustoffe) beträgt die Verjährungsfrist gemäß der gesetzli-
chen Regelung 5 Jahre ab Ablieferung (§ 438 Absatz 1 Nr. 2 BGB). 
Unberührt bleiben auch weitere gesetzliche Sonderregelungen zur 
Verjährung (insbesondere § 438 Absatz 1 Nr. 1, Absatz 3, § 479 
BGB).  
9.3 Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts gelten auch 
für vertragliche und außervertragliche Schadensersatzansprüche des 
Auftraggebers, die auf einem Mangel der Ware beruhen, es sei denn 
die Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 
199 BGB) würde im Einzelfall zu einer kürzeren Verjährung führen. 
Schadensersatzansprüche des Auftraggebers gemäß Ziffer 8.2 
Satz 1 und Satz 2 a) sowie nach dem Produkthaftungsgesetz verjäh-
ren jedoch ausschließlich nach den gesetzlichen Verjährungsfristen. 

10. Gerichtsstand und anzuwendendes Recht 
Ausschließlicher – auch internationaler – Gerichtsstand ist Düssel-
dorf. Für die vertraglichen Beziehungen gilt deutsches Recht unter 
Ausschluss des UN-Kaufrechts.  


